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71. Gesetz: Kärntner Objektivierungsgesetz; Änderung

72. Verordnung: Fahrverbot für LKW auf der Ossiacher Straße B 94

70. Gesetz vom 7. Juli 2005 über Auskunfts-
pflicht, Datenschutz und Statistik des Landes
(Kärntner Informations- und Statistikgesetz –
K-ISG)

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

1. Abschnitt
Allgemeine Auskunftspflicht

§ 1
Auskunftspflicht

(1) Die Organe des Landes, der Gemeinden,
der Gemeindeverbände und die Organe der
durch Landesgesetze geregelten Selbstver-
waltung haben über Angelegenheiten ihres
Wirkungsbereiches Auskünfte zu erteilen, so-
weit dem eine gesetzliche Verschwiegenheits-
pflicht nicht entgegensteht.

(2) Unter Auskünften sind Wissenser-
klärungen über Angelegenheiten zu verste-
hen, die dem zur Auskunft verpflichteten Or-
gan zum Zeitpunkt der Einbringung des Aus-
kunftsbegehrens aufgrund seiner amtlichen
Tätigkeit bekannt sind und nicht erst zum
Zweck der Erfüllung der Auskunftspflicht be-
schafft oder erarbeitet werden müssen.

(3) Auskunft ist nur in einem solchen Um-
fang zu erteilen, der die Besorgung der übri-
gen Aufgaben der Organe nicht wesentlich be-
einträchtigt. Auskunft ist nicht zu erteilen,
wenn sie offenkundig mutwillig verlangt wird,
wenn die Auskunftserteilung umfangreiche
Ausarbeitungen erfordern würde oder wenn
die gewünschten Informationen dem Aus-
kunftswerber auf andere Weise unmittelbar
zugänglich sind. 

(4) Organe beruflicher Vertretungen sind nur
gegenüber den Mitgliedern und sonstigen Zu-
gehörigen zur Auskunft verpflichtet, und dies
nur insoweit, als dadurch die ordnungsgemäße

Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben nicht
verhindert wird.

§ 2
Recht auf Auskunft

(1) Jedermann hat das Recht, Auskünfte
mündlich, telefonisch oder schriftlich zu ver-
langen. Schriftliche Auskunftsbegehren kön-
nen nach Maßgabe der vorhandenen techni-
schen Möglichkeiten auch telegrafisch, fern-
schriftlich, mit Telefax, im Wege automations-
unterstützter Datenübertragung oder in jeder
anderen technisch möglichen Weise einge-
bracht werden.

(2) Dem Auskunftswerber kann aufgetragen
werden, innerhalb einer angemessenen, min-
destens zweiwöchigen Frist
a) ein mündliches oder telefonisches Aus-

kunftsbegehren schriftlich auszuführen
oder

b) ein unklares schriftliches Auskunftsbegeh-
ren zu verbessern. 

Wird einem solchen Auftrag nicht fristge-
recht entsprochen, so gilt das Auskunftsbe-
gehren als nicht eingebracht.

§ 3
Auskunftserteilung

(1) Auskünfte sind so weit wie möglich
mündlich oder telefonisch zu erteilen. 

(2) Auskunft ist ohne unnötigen Aufschub,
spätestens aber innerhalb von acht Wochen
nach dem Einlangen des Auskunftsbegehrens
zu erteilen. Wurde die schriftliche Ausführung
oder die Verbesserung des Auskunftsbegeh-
rens nach § 2 Abs. 2 aufgetragen, so beginnt
diese Frist mit dem Einlangen des schriftli-
chen oder verbesserten Auskunftsbegehrens.
Kann die Frist zur Auskunftserteilung aus be-
sonderen Gründen nicht eingehalten werden,



so ist der Auskunftswerber unter Angabe der
Gründe rechtzeitig, spätestens aber innerhalb
von acht Wochen darüber zu benachrichtigen.

(3) Langt bei einem Organ ein Auskunftsbe-
gehren über eine Angelegenheit ein, die nicht
in seinen Wirkungsbereich fällt, so hat es das
Auskunftsbegehren ohne unnötigen Aufschub
an das zuständige Organ unter gleichzeitiger
Benachrichtigung des Auskunftswerbers wei-
terzuleiten oder den Auskunftswerber an die-
ses zu verweisen.

§ 4
Auskunftsverweigerung 

(1) Wird eine Auskunft verweigert, so ist
dies dem Auskunftswerber unter Angabe des
Grundes mitzuteilen. Auf Antrag des Aus-
kunftswerbers ist die Verweigerung der Aus-
kunft mit schriftlichem Bescheid auszuspre-
chen. Als Verfahrensordnung, nach der der
Bescheid zu erlassen ist, gilt das Allgemeine
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr.
51, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr.
10/2004; ist jedoch für die Angelegenheit, in
der die Auskunft verweigert wird, ein anderes
Verfahrensgesetz anzuwenden, so gilt dieses.

(2) Über Berufungen gegen Bescheide im
Sinne von Abs. 1 entscheidet, soweit es sich
um Entscheidungen von Landesorganen han-
delt, der unabhängige Verwaltungssenat. 

2. Abschnitt
Umweltinformation

§ 5
Förderung der Umweltinformation;

informationspflichtige Stellen

(1) Die in § 1 Abs. 1 genannten Organe und
sonstige natürliche oder juristische Personen,
die als Organe des Landes oder der Gemein-
den beauftragt sind, im Zusammenhang mit
der Umwelt öffentliche Aufgaben wahrzuneh-
men, sowie natürliche oder juristische Perso-
nen, denen unter der Kontrolle der genannten
Organe öffentliche Zuständigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Umwelt zukommen – im
Folgenden „informationspflichtige Stellen“
genannt –, haben die Öffentlichkeit im
Bemühen um Zugang zu Umweltinformatio-
nen, insbesondere in Fällen des § 7 Abs. 3, zu
unterstützen. Sie haben die Öffentlichkeit
über die aus diesem Abschnitt ableitbaren
Rechte zu unterrichten und in angemessenem
Umfang Informationen, Orientierung und Be-
ratung zu bieten.

(2) Die für Organe beruflicher Vertretungen
im § 1 Abs. 4 festgelegten Einschränkungen

bei der Informationspflicht gelten für diesen
Abschnitt nicht.

(3) Im Sinne der in Abs. 1 genannten Ver-
pflichtung haben die informationspflichtigen
Stellen durch praktische Vorkehrungen si-
cherzustellen, dass das Recht auf Zugang zu
Umweltinformationen wirksam ausgeübt
werden kann; dies kann insbesondere gesche-
hen durch
a) die Benennung von Auskunftsbeamten, 
b) den Aufbau oder die Unterhaltung von

Einrichtungen zur Einsichtnahme in die
gewünschten Informationen, 

c) Verzeichnisse oder Listen betreffend Um-
weltinformationen, die im Besitz der infor-
mationspflichtigen Stelle sind, oder 

d) die Einrichtung von Informationsstellen
mit klaren Angaben, wo solche Informatio-
nen zu finden sind.

§ 6
Freier Zugang zu Umweltinformationen

(1) Die informationspflichtigen Stellen ha-
ben bei ihnen vorhandene oder für sie bereit-
gehaltene Umweltinformationen jedermann
auf Antrag zugänglich zu machen. 

(2) Als Umweltinformationen gelten sämtli-
che Informationen in schriftlicher, visueller,
akustischer, elektronischer oder sonstiger ma-
terieller Form über 
a) den Zustand von Umweltbestandteilen wie

Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden,
Land, Landschaft und natürliche Lebens-
räume einschließlich Feuchtgebieten, die
Artenvielfalt und ihre Bestandteile, ein-
schließlich genetisch veränderter Organis-
men, sowie die Wechselwirkungen zwi-
schen diesen Bestandteilen;

b) Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und
Strahlung oder Abfall einschließlich radio-
aktiven Abfalls, Emissionen, Ableitungen
oder sonstiges Freisetzen von Stoffen in die
Umwelt, die sich auf die unter lit. a ge-
nannten Umweltbestandteile auswirken
oder wahrscheinlich auswirken;

c) Maßnahmen (einschließlich Verwaltungs-
maßnahmen), wie z. B. Politiken, Gesetze,
Pläne und Programme, Verwaltungsakte,
Umweltvereinbarungen und Tätigkeiten,
die sich auf die unter lit. a und b genannten
Umweltbestandteile und -faktoren auswir-
ken oder wahrscheinlich auswirken, sowie
Maßnahmen oder Tätigkeiten zum Schutz
dieser Elemente;

d) Berichte über die Umsetzung des Umwelt-
rechts;
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e) Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige
wirtschaftliche Analysen und Annahmen,
die im Rahmen der unter lit. c genannten
Maßnahmen und Tätigkeiten verwendet
werden; 

f) den Zustand der menschlichen Gesundheit
und Sicherheit gegebenenfalls einschließ-
lich der Kontamination  der Lebensmittel-
kette, Bedingungen für menschliches Le-
ben sowie Kulturstätten und Bauwerke in
dem Maße, in dem sie vom Zustand der un-
ter lit. a genannten Umweltbestandteile
oder – durch diese Bestandteile – von den
unter den lit. b und c aufgeführten Fakto-
ren, Maßnahmen oder Tätigkeiten betrof-
fen sind oder sein können.

§ 7
Mitteilungspflichten

(1) Einem Antragsteller sind Umweltinfor-
mationen, unter Berücksichtigung der allen-
falls vom Antragsteller angegebenen Termine,
so bald wie möglich, spätestens jedoch inner-
halb eines Monats nach Eingang des Antrags
zugänglich zu machen.

(2) Ist die beantragte Information derart
umfangreich und komplex, dass die Zugäng-
lichmachung innerhalb eines Monats nicht
möglich ist, so ist diese Umweltinformation
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des
Antrags zugänglich zu machen. In diesem Fall
ist dem Antragsteller die Verlängerung der
Frist unter Angabe von Gründen so bald wie
möglich, in jedem Fall jedoch vor Ablauf der
einmonatigen Frist mitzuteilen.

(3) Ist ein Antrag zu allgemein formuliert, so
ist der Antragsteller so rasch wie möglich,
spätestens innerhalb eines Monats aufzufor-
dern, den Antrag innerhalb einer angemesse-
nen, mindestens zweiwöchigen Frist zu präzi-
sieren.

(4) Wird der Antrag auf Zurverfügungstel-
lung von Umweltinformationen in einer be-
stimmten Form oder in einem bestimmten
Format gestellt, so ist diesem Antrag zu ent-
sprechen, es sei denn
a) die Informationen sind bereits in einer an-

deren, dem Antragsteller leicht zugängli-
chen Form bzw. einem anderen, dem An-
tragsteller leicht zugänglichen Format öf-
fentlich verfügbar oder

b) es ist für die Behörde in Anbetracht des da-
mit verbundenen Aufwandes angemessen,
die Information in einer anderen Form bzw.
in einem anderen Format zugänglich zu
machen; in diesem Fall sind die Gründe für
die Wahl dieser anderen Form bzw. dieses
anderen Formats anzugeben.

(5) Wird einem Begehren nicht entsprochen,
so ist das in der Verständigung zu begründen
und es ist auf das Rechtsschutzverfahren (§ 9)
hinzuweisen.

§ 8
Mitteilungsschranken

(1) Ein Antrag auf Zugang zu Umweltinfor-
mationen darf abgelehnt werden, wenn die ge-
wünschte Information nicht bei der Stelle, an
die der Antrag gerichtet ist, vorhanden ist und
auch nicht für diese bereitgehalten wird; in ei-
nem solchen Fall hat die Stelle für den Fall,
dass ihr bekannt ist, dass diese Information
bei einer anderen Stelle vorhanden ist oder für
diese bereitgehalten wird, den Antrag unver-
züglich an diese weiterzuleiten und den An-
tragsteller darüber zu informieren.

(2) Ein Antrag auf Zugang zu Umweltinfor-
mationen darf weiters abgelehnt werden,
wenn der Antrag
a) offensichtlich missbräuchlich gestellt wird,
b) zu allgemein formuliert ist und eine ausrei-

chende Präzisierung im Sinne von § 7
Abs. 3 nicht fristgerecht erfolgt,

c) interne Mitteilungen betrifft, wobei die
Folgewirkungen einer Bekanntgabe mit
dem  öffentlichen Interesse an einer Be-
kanntgabe dieser Informationen abzuwä-
gen sind.

(3) Wenn der Antrag Material betrifft, das
gerade vervollständigt wird, oder noch nicht
abgeschlossene Schriftstücke oder noch nicht
aufbereitete Daten, so ist die Stelle bekannt zu
geben, die das Material vorbereitet, sowie der
voraussichtliche Zeitpunkt der Fertigstellung.

(4) Ein Antrag auf Zugang zu Umweltinfor-
mationen darf abgelehnt werden, wenn ihre
Bekanntgabe negative Auswirkungen hätte
auf:
a) die Vertraulichkeit der Beratungen von

Behörden, sofern eine derartige Vertrau-
lichkeit gesetzlich vorgesehen ist,

b) internationale Beziehungen, die öffentliche
Sicherheit oder die Landesverteidigung,

c) laufende Gerichtsverfahren, die Möglich-
keiten einer Person, ein faires Verfahren zu
erhalten, oder die Möglichkeiten einer
Behörde, Untersuchungen strafrechtlicher
oder disziplinärer Art durchzuführen,

d) Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, so-
fern diese durch einzelstaatliches oder ge-
meinschaftliches Recht geschützt sind, um
berechtigte wirtschaftliche Interessen
einschließlich des öffentlichen Interesses
an der Wahrung der Geheimhaltung von
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statistischen Daten und des Steuergeheim-
nisses zu schützen,

e) Rechte an geistigem Eigentum,
f) die Vertraulichkeit personenbezogener Da-

ten und/oder Akten über eine natürliche
Person, sofern diese der Bekanntgabe die-
ser Information an die Öffentlichkeit nicht
zugestimmt hat und sofern eine derartige
Vertraulichkeit nach innerstaatlichem oder
gemeinschaftlichem Recht vorgesehen ist,

g) die Interessen oder den Schutz einer Per-
son, die die beantragte Information freiwil-
lig zur Verfügung gestellt hat, ohne dazu
gesetzlich verpflichtet zu sein oder ver-
pflichtet werden zu können, es sei denn,
dass diese Person der Herausgabe der be-
treffenden Informationen zugestimmt hat,
oder

h) den Schutz der Umweltbereiche, auf die
sich die Informationen beziehen, wie z. B.
die Aufenthaltsorte seltener Tierarten.

(5) Die in Abs. 1, 2 und 4 genannten Ableh-
nungsgründe sind eng auszulegen. Im Einzel-
fall ist das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe mit den Ablehnungsinteressen ab-
zuwägen. Anträge auf Informationen über
Emissionen in die Umwelt dürfen unter Hin-
weis auf Abs. 4 lit. a, d, f, g und h nicht abge-
lehnt werden.

(6) Fallen beantragte Umweltinformationen
zum Teil unter Abs. 2 lit. c oder Abs. 3, sind
diese auszugsweise bekannt zu geben, soweit
sie von diesen Ausnahmebestimmungen nicht
erfasst sind und von den nicht dem Zugangs-
recht unterliegenden Umweltinformationen
getrennt werden können.

§ 9
Rechtsschutz

(1) Werden die verlangten Umweltinforma-
tionen nicht oder nicht im begehrten Umfang
mitgeteilt, so ist auf Antrag des Informations-
suchenden darüber mit Bescheid abzuspre-
chen.

(2) Zuständig zur Erlassung eines Beschei-
des im Sinne von Abs. 1 ist die informations-
pflichtige Stelle, soweit sie behördliche Auf-
gaben besorgt; ist dies nicht der Fall, sind
diese Anträge im Sinne des Abs. 1 ohne
unnötigen Aufschub an die für die Führung
der Aufsicht oder der sonstigen Kontrolle oder
für deren Einrichtung zuständige bescheider-
lassende Stelle, in sonstigen Fällen an die Be-
zirksverwaltungsbehörde des Verwaltungsbe-
zirkes, in dem die informationspflichtige
Stelle ihren Sitz hat, weiterzuleiten oder die
Informationssuchenden an diese zu verweisen. 

(3) Über Berufungen gegen Bescheide im
Sinne von Abs. 2 entscheidet, soweit es sich
um Entscheidungen von Landesorganen han-
delt, der unabhängige Verwaltungssenat.

§ 10
Gebühren

Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen
und Listen und die Einsichtnahme in die be-
antragten Umweltinformationen an Ort und
Stelle sind unentgeltlich. Kaufpreise oder
Schutzgebühren für Publikationen bleiben
davon unberührt. Für die Bereitstellung von
Umweltinformationen kann die Landesregie-
rung durch Verordnung Kostenersätze festle-
gen. Kaufpreise, Schutzgebühren und Kosten-
ersätze für die Bereitstellung von Umweltin-
formationen dürfen jedoch eine angemessene
Höhe nicht überschreiten.

§ 11
Veröffentlichung von Umweltinformationen

(1) Die informationspflichtigen Stellen ha-
ben dafür zu sorgen, dass Umweltinformatio-
nen, über die sie in Wahrnehmung landesge-
setzlich übertragener Aufgaben im Bereich
des Umweltschutzes verfügen und an denen
die Öffentlichkeit aus Gründen des Umwelt-
schutzes ein Informationsinteresse hat, in ge-
eigneter Weise veröffentlicht werden, soweit
Geheimhaltungsinteressen nicht entgegenste-
hen. Solche Umweltinformationen sind mög-
lichst in der Öffentlichkeit zugänglichen elek-
tronischen Datenbanken bereitzustellen, um
eine aktive und systematische Verbreitung in
der Öffentlichkeit zu fördern.

(2) Der Verbreitungsauftrag im Sinne von
Abs. 1 gilt vor allem für folgende, erforderli-
chenfalls zu aktualisierende Informationen
mit Umweltbezug:
a) internationale Verträge;
b) Pläne und Programme;
c) Berichte über Umsetzungsfortschritte in-

ternationaler Verträge und nationaler
Pläne und Programme;

d) Umweltzustandsberichte;
e) Daten aus der Überwachung von Tätigkei-

ten, die Umweltauswirkungen haben oder
erwarten lassen;

f) Genehmigungen mit erheblichen Umwelt-
auswirkungen und Umweltvereinbarun-
gen;

g) Umweltverträglichkeitsprüfungen und Ri-
sikobewertungen, den Zustand der Um-
weltbestandteile wie Luft und Atmos-
phäre, Wasser, Boden, Land, Landschaft
und natürliche Lebensräume einschließlich
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Feuchtgebiete, Küsten und Meeresgebiete,
die Artenvielfalt und ihre Bestandteile
einschließlich genetisch veränderter Orga-
nismen sowie die Wechselwirkungen zwi-
schen diesen Bestandteilen betreffend.

(3) Wenn die menschliche Gesundheit oder
die Umwelt unmittelbar bedroht sind, haben
die informationspflichtigen Stellen die bei ih-
nen vorliegenden oder für sie bereitgehaltenen
Umweltinformationen unverzüglich zu ver-
breiten, wenn es der betroffenen Öffentlich-
keit dadurch ermöglicht wird, den drohenden
Schaden abzuwenden oder zu begrenzen. Die
Mitteilungsschranken im Sinne von § 8 sind
dabei zu beachten.

§ 12
Umweltzustandsbericht

In regelmäßigen, höchstens vierjährigen
Abständen hat das Land einen Umweltzu-
standsbericht herauszugeben, der Informatio-
nen über die Umweltqualität und die Um-
weltbelastungen zu enthalten hat.

3. Abschnitt
Datenschutz

§ 13
Anwendungsbereich

(1) Dieser Abschnitt regelt den Schutz per-
sonenbezogener Daten, die in nicht automati-
onsunterstützt geführten Dateien (manuell
geführten Dateien) für Zwecke solcher Ange-
legenheiten verwendet werden, in denen die
Zuständigkeit zur Gesetzgebung Landessache
ist.

(2) Die Bestimmungen dieses Abschnittes
sind auf die nicht automationsunterstützte
Verwendung personenbezogener Daten im
Sinne von Abs. 1 in Kärnten anzuwenden. Sie
sind darüber hinaus auf die nicht automati-
onsunterstützte Verwendung personenbezo-
gener Daten im Sinne von Abs. 1 in anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union an-
zuwenden, soweit diese Verwendung für
Zwecke einer in Kärnten gelegenen Haupt-
oder Zweigniederlassung eines Auftraggebers
erfolgt.

(3) Abweichend von Abs. 2 ist das Recht des
Sitzstaates des Auftraggebers auf die nicht
automationsunterstützte Verwendung perso-
nenbezogener Daten im Sinne des Abs. 1 in
Kärnten anzuwenden, wenn ein Auftraggeber
des privaten Bereichs mit Sitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union
personenbezogene Daten in Kärnten zu einem
Zweck verwendet, der keiner in Kärnten gele-

genen Niederlassung dieses Auftraggebers zu-
zurechnen ist. 

(4) Dieser Abschnitt findet keine Anwen-
dung auf
a) personenbezogene Daten, soweit sie im

Sinne des Abs. 1 durch Kärnten nur durch-
geführt werden, und

b) die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch natürliche Personen für ausschließ-
lich persönliche oder familiäre Zwecke.

§ 14
Anwendung des Datenschutzgesetzes 2000

(DSG 2000)

(1) Die in diesem Abschnitt verwendeten
Begriffe haben die im § 4 DSG 2000, BGBl. I
Nr. 165/1999, zuletzt geändert durch BGBl. I
Nr. 13/2005, festgelegte Bedeutung.

(2) Nicht automationsunterstützt geführte
Dateien gelten als Datenanwendungen im
Sinne des Art. 2 § 4 Z 7 DSG 2000.

(3) Art. 2 1. bis 9. Abschnitt DSG 2000 sind
auf nicht automationsunterstützt geführte
Dateien im Sinne des § 13 Abs. 1 sinngemäß
anzuwenden, wobei in § 6 Abs. 4 DSG 2000 an
die Stelle des Bundeskanzlers die Landesre-
gierung tritt und § 17 DSG 2000 mit der Maß-
gabe anzuwenden ist, dass die Meldepflicht
nur für solche Dateien besteht, deren Inhalt
gemäß § 18 Abs. 2 DSG 2000 der Vorabkon-
trolle unterliegt.

4. Abschnitt
Weiterverwendung von Dokumenten

öffentlicher Stellen

§ 15
Anwendungsbereich

(1) Dieser Abschnitt regelt die Bereitstel-
lung und Gestattung der Weiterverwendung
von Dokumenten öffentlicher Stellen für
Zwecke, die sich von dem ursprünglichen
Zweck ihrer Erstellung im Rahmen der Wahr-
nehmung einer landesgesetzlich übertragenen
Aufgabe unterscheiden.

(2) Diesem Abschnitt unterliegen nicht: 
a) die Übermittlung von Dokumenten inner-

halb und zwischen Gebietskörperschaften
sowie anderen Rechtsträgern, die aus-
schließlich der Wahrnehmung einer gesetz-
lich übertragenen Aufgabe dient; 

b) die Übermittlung von Dokumenten an
Dritte ausschließlich für einen Zweck, der
dem ursprünglichen Zweck ihrer Erstel-
lung im Rahmen der Wahrnehmung einer

Landesgesetzblatt 2005, Stück 38, Nr. 70 273



landesgesetzlich übertragenen Aufgabe
entspricht;

c) die Erteilung von Auskünften gemäß dem
1. Abschnitt dieses Gesetzes;

d) die Zurverfügungstellung von Umweltin-
formationen gemäß dem 2. Abschnitt dieses
Gesetzes;

e) die Bereitstellung und Gestattung der Wei-
terverwendung von Dokumenten, die im
Besitz einer Bildungs- oder Forschungsein-
richtung (insbesondere Schule, Archiv, Bi-
bliothek, Verwaltungsakademie, For-
schungsinstitut), einer kulturellen Einrich-
tung (insbesondere Museum, Theater, Or-
chester) oder einer öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalt mit öffentlichem Sende-
auftrag ist.

(3) In diesem Abschnitt bedeuten die Be-
griffe:
a) „öffentliche Stelle“: das Land, eine Ge-

meinde, ein Gemeindeverband oder eine
durch Landesgesetz geregelte andere juris-
tische Person des öffentlichen Rechts (Kör-
perschaft, Anstalt, Stiftung, Fonds) oder
das Österreichische Institut für Bautech-
nik;

b) „Dokument“: jede Darstellung eines Inhalts
unabhängig von der Form des Datenträgers
(insbesondere auf Papier oder in elektroni-
scher Form oder als Ton-, Bild- oder audio-
visuelles Material), die eine öffentliche
Stelle im Rahmen der Wahrnehmung einer
landesgesetzlich übertragenen Aufgabe er-
stellt hat; 

c) „Weiterverwendung“: die Verwendung ei-
nes von einer öffentlichen Stelle bereitge-
stellten Dokuments für Zwecke, die sich
von dem ursprünglichen Zweck ihrer Er-
stellung im Rahmen der Wahrnehmung ei-
ner landesgesetzlich übertragenen Aufgabe
unterscheiden.

§ 16
Ermächtigung zur Bereitstellung

(1) Die öffentlichen Stellen dürfen auf An-
trag Dokumente aus ihrem jeweiligen Zustän-
digkeitsbereich oder Teile solcher Dokumente
bereitstellen und deren Weiterverwendung
gestatten, soweit gesetzliche Vorschriften ein-
gehalten, die Besorgung der übrigen Aufgaben
der Verwaltung nicht behindert sowie die in
den Verwaltungsvorschriften geschützten öf-
fentlichen Interessen und die überwiegenden
berechtigten Interessen Dritter gewahrt wer-
den. Einem Antrag darf jedenfalls nicht ent-
sprochen werden, wenn 
a) der Antrag offensichtlich missbräuchlich

gestellt worden ist oder 

b) das Dokument Träger geistigen Eigentums
Dritter ist oder 

c) der Bereitstellung eine gesetzliche Ver-
schwiegenheitspflicht, insbesondere das
Grundrecht auf Datenschutz, entgegen-
steht oder 

d) eine besondere gesetzliche Beschränkung
für den Zugang zum Dokument besteht
oder

e) Auszüge aus Dokumenten begehrt werden,
die nur mit einem unverhältnismäßigen
Aufwand, der über eine gewöhnliche
Handhabung hinausgeht, zur Verfügung
gestellt werden können, oder

f) der Antragsteller nicht erklärt, ein Benüt-
zungsentgelt (§ 17) zu entrichten, oder

g) der Antragsteller nicht erklärt, die Bedin-
gungen für die Weiterverwendung von Do-
kumenten (§ 18) einzuhalten.

(2) Abs. 1 lit. f gilt nur, wenn die öffentli-
che Stelle ein Benützungsentgelt verlangt, das
den Grundsätzen des § 17 Abs. 1 entspricht.
Abs. 1 lit. g gilt nur, wenn die öffentliche
Stelle Bedingungen für die Weiterverwendung
von Dokumenten festlegt, die den Grundsät-
zen des § 18 Abs. 2 und 3 erster und zweiter
Satz entsprechen. 

(3) § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2 und 3, § 4 Abs.
1 und § 7 Abs. 5 gelten für die Behandlung und
Ablehnung von Anträgen auf Weiterverwen-
dung von Dokumenten sinngemäß. Wenn in
dem das einzelne Gebiet der Verwaltung re-
gelnden Gesetz für den Zugang zu Dokumen-
ten eine kürzere oder längere Frist vorgesehen
ist, tritt diese an die Stelle der in § 3 Abs. 2
erster Satz genannten Frist. Sofern es sich
nicht um Bescheide der Gemeinden, Gemein-
deverbände oder der durch Landesgesetze ge-
regelten Selbstverwaltung handelt, entschei-
det über Berufungen gegen Bescheide der un-
abhängige Verwaltungssenat. Im Fall einer
Ablehnung aus dem Grund des Abs. 1 lit. b
hat die öffentliche Stelle auf die natürliche
oder juristische Person zu verweisen, die – so-
weit bekannt – Inhaber der Rechte ist, oder er-
satzweise auf den Lizenzgeber, von dem die
öffentliche Stelle das betreffende Material er-
halten hat.

§ 17
Benützungsentgelt

(1)  Sofern die öffentliche Stelle ein Benüt-
zungsentgelt für die Weiterverwendung von
Dokumenten vereinbart, dürfen die Gesamt-
einnahmen aus der Bereitstellung von Doku-
menten und der Gestattung ihrer Weiterver-
wendung die Kosten ihrer Erfassung, Erstel-
lung, Reproduktion und Verbreitung zuzüg-
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lich einer angemessenen Gewinnspanne nicht
übersteigen. Ein Benützungsentgelt hat für
den entsprechenden Abrechnungszeitraum
kostenorientiert zu sein; es ist unter Bedacht-
nahme auf die für die betreffende öffentliche
Stelle geltenden Buchführungsgrundsätze zu
berechnen. 

(2) Ein Benützungsentgelt, das die öffentli-
che Stelle in Standardfällen (§ 19 Abs. 1)
vereinbaren will, ist nach Möglichkeit auf der
Internetseite der öffentlichen Stelle, ansons-
ten an einem bei ihr allgemein zugänglichen
Ort im Vorhinein bekannt zu geben. 

(3) Auf Anfrage hat die öffentliche Stelle die
Berechnungsgrundlage für ein veröffentlich-
tes Benützungsentgelt anzugeben. Zudem hat
die öffentliche Stelle erforderlichenfalls Aus-
kunft über die Faktoren zu geben, die bei der
Berechnung des Benützungsentgelts in atypi-
schen Fällen berücksichtigt werden. Die Be-
stimmungen des 1. Abschnittes sind jeweils
anzuwenden.   

§ 18
Bedingungen für die Weiterverwendung

(1) Die öffentlichen Stellen haben unter Be-
dachtnahme auf die Abs. 2 und 3 im Vorhinein
Bedingungen für die Weiterverwendung von
Dokumenten bekannt zu geben (Vertragsscha-
blone), sofern sie die Weiterverwendung be-
stimmter Typen von Dokumenten nicht ohne
Bedingungen gestatten oder nicht die Bedin-
gungen in Einzelfällen nach den Grundsätzen
der Abs. 2 und 3 gesondert vereinbaren. Die
im Vorhinein bekannt gegebenen Bedingun-
gen (Vertragsschablone) sind nach Möglich-
keit auf der Internetseite der öffentlichen
Stelle, ansonsten an einem bei ihr allgemein
zugänglichen Ort zu veröffentlichen. 

(2) Die Bedingungen für die Weiterverwen-
dung von Dokumenten, die gegebenenfalls in
einer Lizenz festgelegt werden können, dürfen
die Möglichkeiten für die Weiterverwendung
nicht unnötig einschränken und nicht der Be-
hinderung des Wettbewerbs dienen. Sie müs-
sen für vergleichbare Kategorien der Weiter-
verwendung nichtdiskriminierend sein. Die
Weiterverwendung von Dokumenten muss al-
len Marktteilnehmern offen stehen, selbst
wenn auf diesen Dokumenten beruhende
Mehrwertprodukte bereits von einem oder
mehreren Marktteilnehmern genutzt werden. 

(3) Dritten dürfen keine ausschließlichen
Rechte zur Weiterverwendung gewährt wer-
den. Ist allerdings für die Bereitstellung eines
Dienstes im öffentlichen Interesse ein aus-
schließliches Recht zur Weiterverwendung er-
forderlich, so ist der Grund für dessen Ein-

räumung regelmäßig, mindestens jedoch alle
drei Jahre, zu überprüfen. Diese Ausschließ-
lichkeitsvereinbarungen sind gemäß Abs. 1
letzter Satz bekannt zu geben, sofern sie nach
dem 31. Dezember 2003 abgeschlossen wur-
den. Die an diesem Tag allenfalls bestehenden
Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die nicht
unter die Ausnahme des zweiten Satzes fallen,
sind spätestens am 31. Dezember 2008 auf-
zulösen, sofern sie nicht früher durch Zeit-
ablauf enden. 

(3) Werden Dokumente von öffentlichen
Stellen als Ausgangsmaterial für eigene Ge-
schäftstätigkeiten weiterverwendet, die nicht
der Wahrnehmung einer gesetzlich übertra-
genen Aufgabe dienen, so gelten für die Be-
reitstellung der Dokumente für diese Tätig-
keiten dieselben Benützungsentgelte und
sonstigen Bedingungen wie für andere Nutzer.

(4) Wenn eine öffentliche Stelle für die Wei-
terverwendung von Dokumenten Standardli-
zenzen verwendet, die an besondere Lizenzan-
träge angepasst werden können, hat sie diese
in digitaler Form und nach Möglichkeit zur
elektronischen Bearbeitung zur Verfügung zu
stellen.

§ 19
Service

(1) Die öffentlichen Stellen haben an einem
bei ihnen allgemein zugänglichen Ort oder
nach Möglichkeit auf ihrer Internetseite be-
kannt zu geben, welche Typen von verfügba-
ren Dokumenten aus ihrem Zuständigkeitsbe-
reich für eine Bereitstellung an Dritte unter
den Voraussetzungen des § 16 Abs. 1 unter
Bedachtnahme auf die bisherige oder künftig
zu erwartende Nachfrage in Betracht kommen
(Standardfälle). 

(2) Werden Dokumente Dritten bereitge-
stellt, hat dies im jeweils vorhandenen For-
mat, nach Möglichkeit in elektronischer Form,
zu geschehen. Die öffentlichen Stellen sind je-
doch nicht verpflichtet, Dokumente zum
Zweck der Weitergabe neu zu erstellen oder
anzupassen oder künftig deren Erstellung
fortzusetzen.

5. Abschnitt 
Landesstatistik

§ 20
Aufgaben

(1) Die Landesstatistik umfasst alle statisti-
schen Tätigkeiten und Erhebungen, deren
Träger das Land ist und die für die Landes-
verwaltung von Bedeutung sind oder sonst im
Interesse des Landes liegen.
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(2)  Die Landesstatistik ist von der Landes-
regierung zu besorgen und umfasst insbeson-
dere folgende Aufgaben:
a) die empirische Analyse von relevanten

Sachverhalten durch die Erstellung von
Statistiken einschließlich der Durch-
führung von statistischen Erhebungen
samt Abfragen aus öffentlichen Registern;

b) die Erzielung von Mehrwerten der statisti-
schen Information durch die Zusammen-
führung und Auswertung von Ergebnissen
verschiedener Daten- und Informations-
quellen;

c) die Erstellung von statistischen Daten-
sammlungen für das Land;

d) die Mitwirkung in den mit statistischen
Angelegenheiten befassten beratenden
Gremien und Einrichtungen der Organe
der Bundesanstalt „Statistik Österreich“
sowie die Wahrnehmung der Interessen des
Landes in diesen Gremien;

e) die Zusammenarbeit mit den Organen der
Bundesstatistik, den anderen Landessta-
tistiken sowie mit anderen Statistikprodu-
zenten, soweit dies für die Wahrnehmung
der übertragenen Aufgaben sinnvoll und
zweckmäßig ist;

f) die Durchführung der durch Landesgesetze
oder Verordnungen der Landesregierung
angeordneten Erhebungen, sofern in diesen
Gesetzen oder Verordnungen nicht andere
Stellen damit betraut sind.

§ 21
Grundsätze

Bei der Erfüllung der Aufgaben der Landes-
statistik sind folgende Grundsätze zu beachten:
a) Gewährleistung von Objektivität und Un-

parteilichkeit;
b) Anwendung frei gewählter statistischer

Methoden und Verfahren nach internatio-
nal anerkannten wissenschaftlichen
Grundsätzen und Standards und deren Of-
fenlegung; 

c) Sicherstellung einer möglichst hohen Ak-
tualität;

d) Bemühen um möglichst hohe Kohärenz der
Statistik;

e) laufende Überprüfung der Statistiken auf
mögliche Qualitätsverbesserungen;

f) Minimierung der Belastung und ausrei-
chende Information der Betroffenen und
Auskunftspflichtigen;

g) Veröffentlichung von statistischen Erhe-
bungen und

f) Wahrung des Statistikgeheimnisses.

§ 22
Beschaffung und Verarbeitung von Daten

(1) Die Beschaffung von Daten kann erfol-
gen durch:
a) Zusammenarbeit mit der „Statistik Öster-

reich“, dem Bund, den Ländern sowie mit
sonstigen Institutionen, die Statistik be-
treiben,

b) die Beschaffung von Statistikdaten,
c) die Beschaffung von Verwaltungsdaten,
d) die Beschaffung von Daten aus öffentlichen

Registern,
e) statistische Erhebungen.

(2) Bei der Ermittlung und Beschaffung von
Daten  ist – unter Beachtung der datenschutz-
rechtlichen Vorschriften – so weit wie möglich
auf schutzwürdige Interessen der Betroffenen
Rücksicht zu nehmen. Die mit der Verarbei-
tung von Daten und Erstellung von Statisti-
ken betrauten Personen haben sicherzustel-
len, dass bei allen Arbeitsschritten Daten ge-
gen unerlaubte Zugriffe, Missbrauch, Zer-
störung und Diebstahl gesichert sind. 

(3) Die Stellen, die öffentliche Register
führen, sowie die Inhaber von Verwaltungsda-
ten oder Statistikdaten sind verpflichtet, der
Landesstatistik jene Daten nach Möglichkeit
in EDV-lesbarer Form zu übermitteln, deren
Erforderlichkeit zur Besorgung der Aufgaben
der Landesstatistik glaubhaft gemacht wird. 

(4) Statistische Erhebungen durch Befra-
gung mit Auskunftspflicht der individuellen
Dateninhaber dürfen nur auf Grund besonde-
rer gesetzlicher Anordnung durchgeführt wer-
den.

§ 23
Personenbezogene Daten

(1) Statistische Erhebungen dürfen nur
dann personenbezogen sein, wenn dies uner-
lässlich ist für 
a) die Festlegung des Personenkreises,
b) die Überprüfung der Erfüllung einer Aus-

kunftspflicht oder
c) die Berichtigung oder Vervollständigung

von Auskünften.

(2) Personenbezogene Daten dürfen nur für
statistische Zwecke verwendet und nur so
lange aufbewahrt werden, als dies zur Erstel-
lung der betreffenden Statistik erforderlich
ist.

(3) Die mit Aufgaben der Landesstatistik
betrauten Personen sind über alle personen-
bezogenen Daten, die ihnen in Wahrnehmung
dieser Tätigkeit, und über alle Tatsachen, die
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ihnen bei der statistischen Erhebung zur
Kenntnis gelangt sind, zur Verschwiegenheit
verpflichtet.

(4) Im Rahmen der Landesstatistik verwen-
dete personenbezogene Daten dürfen an
Dritte nur übermittelt werden, wenn gesetzli-
che Bestimmungen dies vorsehen oder der Be-
troffene ausdrücklich und unmissverständlich
zustimmt. 

6. Abschnitt
Gemeinsame Bestimmungen

§ 24
Eigener Wirkungsbereich

(1) Die im 1. Abschnitt geregelten Aufgaben
der Gemeinde sind solche des eigenen Wir-
kungsbereichs.

(2)  Die Vollziehung des 2. und 4. Abschnit-
tes ist insoweit im eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinden und anderer Einrichtungen
der Selbstverwaltung zu besorgen, als sie ge-
setzlich übertragene Aufgaben im eigenen
Wirkungsbereich wahrnehmen.

§ 25
Strafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht,
wer
a) sich vorsätzlich widerrechtlichen Zugang

zu einer Datenanwendung im Sinne des
§ 13 Abs. 1 verschafft oder einen erkennbar
widerrechtlichen Zugang vorsätzlich auf-
rechterhält,

b) Daten im Sinne des § 13 Abs. 1 vorsätzlich
in Verletzung des Datengeheimnisses (§ 14
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 15
DSG 2000) übermittelt, insbesondere Da-
ten, die ihm gemäß § 14 dieses Gesetzes in
Verbindung mit §§ 46 oder 47 DSG 2000
anvertraut wurden, vorsätzlich für andere
Zwecke verwendet,

c) Daten im Sinne des § 13 Abs. 1 entgegen ei-
nem rechtskräftigen Urteil oder Bescheid
verwendet, nicht beauskunftet, nicht rich-
tig stellt oder nicht löscht, 

d) Daten im Sinne des § 13 Abs. 1 vorsätzlich
entgegen § 14 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 26 Abs. 7 DSG 2000 löscht, 

e) Daten im Sinne des § 12 Abs. 1 ermittelt,
verarbeitet oder übermittelt, ohne seine
Meldepflicht gemäß § 14 dieses Gesetzes in
Verbindung mit § 17 DSG 2000 erfüllt zu
haben,

f) Daten im Sinne des § 13 Abs. 1 in das Aus-
land übermittelt oder überlässt, ohne die
erforderliche Genehmigung der Daten-

schutzkommission gemäß § 14 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 13 DSG 2000
eingeholt zu haben, 

g) seine Offenlegungs- oder Informations-
pflichten gemäß § 14 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit den §§ 23, 24 und 25 DSG
2000 verletzt oder 

h) die gemäß § 14 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 14 DSG 2000 erforderlichen Si-
cherheitsmaßnahmen gröblich außer Acht
lässt.

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand ei-
ner in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet oder nach
anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit
strengerer Strafe bedroht ist, ist eine Verwal-
tungsübertretung nach Abs. 1 lit. a mit einer
Geldstrafe bis zu 2500,– Euro, eine Verwal-
tungsübertretung nach Abs. 1 lit. b bis e mit
einer Geldstrafe bis zu 18.000,– Euro und eine
Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 lit. f bis
h mit einer Geldstrafe bis 9000,– Euro zu ahn-
den.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§ 26

Abgabenbefreiung

Unbeschadet der §§ 10 und 17 sind in den
Angelegenheiten dieses Gesetzes keine lan-
desgesetzlich geregelten Verwaltungsabgaben
zu entrichten.

§ 27

Umsetzungshinweise

(1) Durch den 2. Abschnitt wird die Richtli-
nie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 28. Jänner 2003 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen und zur Aufhebung der Richtlinie
90/313/EWG des Rates, ABl. Nr. L 41 vom 14.
Februar 2003, S 26, umgesetzt.

(2) Durch den 3. Abschnitt wird die Richtli-
nie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten und zum
freien Datenverkehr, ABl. Nr. L 281 vom 23.
November 1995, S 31, umgesetzt.

(3) Durch den 4. Abschnitt wird die Richtli-
nie 2003/98/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 17. November 2003 über
die Weiterverwendung von Informationen des
öffentlichen Sektors, ABl. Nr. L 345 vom 31.
Dezember 2003, S 90, umgesetzt.
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§ 28
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des
4. Abschnittes an dem der Kundmachung fol-
genden Monatsersten in Kraft.

(2) Der 4. Abschnitt tritt am 1. Juli 2005 in
Kraft.

(3) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
treten
a) das Gesetz über die Auskunftspflicht in der

Verwaltung des Landes und der Gemein-
den, LGBl. Nr. 29/1988, in der Fassung
LGBl. Nr. 11/2001,

b) das Gesetz über den Schutz personenbezo-
gener Daten bei nicht automationsunter-
stützt geführten Dateien (Kärntner Lan-
des-Datenschutzgesetz – K-LDSG), LGBl.
Nr. 59/2000, und

c) das Gesetz über die Landesstatistik, LGBl.
Nr. 32/1957,

außer Kraft.

Der Präsident des Landtages:
DI  F r e u n s c h l a g

Der Landeshauptmann:
Dr.  H a i d e r

Der 1. Landeshauptmann-Stellvertreter:
Dr.  S t r u t z

Der 2. Landeshauptmann-Stellvertreter:
Dr.  A m b r o z y

Die Landesrätin:
Dr.  S c h a u n i g - K a n d u t

Der Landesrat:
D ö r f l e r

Der Landesrat:
Ing.  R o h r

Der Landesrat:
Dr.  M a r t i n z

71. Gesetz vom 7. Juli 2005, mit dem das
Kärntner Objektivierungsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Kärntner Objektivierungsgesetz –
K-OG, LGBl. Nr. 98/1992, in der Fassung des

Gesetzes LGBl. Nr. 50/2000, des Landesver-
fassungsgesetzes LGBl. Nr. 57/2002 und der
Kundmachung LGBl. Nr. 92/1997, wird wie
folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 6 lit. f entfällt das Wort „Kärn-
ten“.

2. § 15 Abs. 7 zweiter Satz lautet: 
„Gutachter dürfen aus Personalberatungs-

büros herangezogen werden.“

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt an dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens die-
ses Gesetzes anhängige Verfahren zur Betrau-
ung mit Leitungsfunktionen im Landesdienst
sind nach den bisher geltenden Bestimmungen
weiterzuführen.

Der Präsident des Landtages:
DI  F r e u n s c h l a g

Der 1. Landeshauptmann-Stellvertreter:
Dr.  S t r u t z

Der 2. Landeshauptmann-Stellvertreter:
Dr.  A m b r o z y

72. Verordnung der Landesregierung vom
13. September 2005, Zahl: 7-AL-GVV-
307/10/2005, über die Einführung eines Fahr-
verbotes für LKW über 7,5 t höchstzulässiges
Gesamtgewicht auf dem Straßenzug der B 94
– Ossiacher Straße für den Bereich Straßen-
kilometer 0,0 bis Straßenkilometer 46,5 in
beide Fahrtrichtungen

Gemäß § 43 Abs. 1 lit. b Z 1 Straßenver-
kehrsordnung 1960, BGBl. 159/1960, in der
Fassung BGBl. I Nr. 99/2005, wird verordnet:

§ 1

(1) Auf dem Straßenzug der B 94 - Ossiacher
Straße ist für den Bereich Straßenkilometer
0,0 (St. Veit Nord) bis Straßenkilometer 46,5
das Fahren mit Lastkraftfahrzeugen über
7,5 t höchstzulässiges Gesamtgewicht in beide
Fahrtrichtungen verboten. 

(2) Vom Verbot nach Absatz 1 ist der Ziel-
und Quellverkehr der Gemeinden Treffen (Be-
zirk Villach-Land), Ossiach, Steindorf am Os-
siacher See, Himmelberg, Feldkirchen in
Kärnten, Reichenau, Albeck, Glanegg, Gne-
sau, Steuerberg, St. Urban (jeweils Bezirk
Feldkirchen), Deutsch-Griffen, Glödnitz, Lie-
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benfels, Weitensfeld, St. Veit/Glan, Frauen-
stein (jeweils Bezirk St. Veit/Glan) und Bad
Kleinkirchheim (Bezirk Spittal/Drau) ausge-
nommen.

§ 2

Gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 wird diese
Verordnung durch Aufstellung der nachste-
henden Verkehrszeichen kundgemacht:

Verbotszeichen gemäß § 52 Z 7a StVO 1960
„Fahrverbot für Lastkraftfahrzeuge, wenn
das höchstzulässige Gesamtgewicht über
7,5 t liegt“ in Verbindung mit der Zusatztafel
„ausgenommen Ziel- und Quellverkehr gemäß
§ 1 Abs. 2“ dieser Verordnung bei Straßen-

kilometer 0,00, bei Straßenkilometer 46,5 so-
wie an allen innerhalb dieses Bereichs liegen-
den Einmündungen von Zufahrtsstraßen.

§ 3

Gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 tritt diese Ver-
ordnung zum Zeitpunkt der Aufstellung der
Straßenverkehrszeichen in Kraft und wird mit
deren Entfernung wieder rechtsunwirksam.

Der Landeshauptmann:
Dr.  H a i d e r

Der Landesamtsdirektor:
Dr.  S l a d k o
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